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Bei Verwendung des Begriffs »Wasser-
wirtschaft« ist zwischen der kommuna-
len Wasserversorgung einerseits und der
Wasserindustrie andererseits zu unter-
scheiden. Die Erstgenannte fällt wie die
kommunale Abwasserbeseitigung in die
Kategorie der öffentlichen Dienstleistun-
gen (auch wenn sie von Privaten erbracht
werden). Der Begriff der Wasserindustrie
ist dagegen umfangreicher; er schließt den
Anlagenbau, den Rohrleitungsbau, die
Herstellung von Rohren, Pumpen und Fil-
tern, mess- und regeltechnischem Gerät
sowie Planungs-, Sanierungs- und Betrei-
berdienstleistungen ein (vgl. Tab. 1). Cha-
rakteristisch für die Situation in Deutsch-
land ist, dass der Betrieb der Trinkwas-
serversorgungsnetze streng von der Her-
stellung und dem Angebot der mit den
Dienstleistungen verbundenen Gütern ge-
trennt wird: Der Betrieb der als regionale
Monopole organisierten Wasserversor-
gungssysteme erfolgt im Rahmen der
kommunalen Selbstverwaltung, in den an-
deren Segmenten der Wasserindustrie
herrscht dagegen Wettbewerb unter Pri-
vatunternehmen. Im Unterschied hierzu
treten die multinationalen Wasserkonzer-
ne als vertikal integrierte Unternehmen so-
wohl als Betreiber kommunaler Wasser-
versorgungssysteme als auch als Herstel-
ler von Anlagen für die Wasserversorgung
und Abwasserbeseitigung auf. 
Die Wasserversorgung ist in Deutschland
im Gegensatz zu anderen Infrastrukturbe-
reichen noch ein wettbewerbsrechtlicher
Ausnahmebereich. Die Trinkwasserver-
sorgung in Deutschland erfolgt weitge-
hend in kleinen, abgeschlossenen Ge-
bietsmonopolen. Der größte Teil, gerade
der kleinen Versorger, befindet sich im Ei-
gentum der Kommunen. Die Wasserver-
sorgungs- und Abwasserentsorgungsun-
ternehmen Deutschlands sind äußerst
kleinteilig und dezentral organisiert. Im
Jahr 1999 versorgten rund 7000 überwie-
gend öffentliche Unternehmen 98% der
Bevölkerung mit Trinkwasser, das ent-
sprach 82% der gelieferten Wassermen-
ge. Weitere 5,4% der Trinkwassermenge
entfielen auf die RWE-Gruppe, 5,0% auf
die Berliner Wasserbetriebe und 4,6% auf
Wasserwirtschaft
Johann Wackerbauer
Struktur und Entwicklungsperspektiven der deutschen
Angesichts der Zielsetzung der Vereinten Nationen, weltweit den Zugang der Bevölkerung zu sauberem
Trinkwasser zu verbessern, und einer gleichzeitigen Intensivierung des Wettbewerbs auf den interna-
tionalen Märkten für Wasserdienstleistungen stellt sich die Frage, wie die deutsche Wasserwirtschaft
auf diese Herausforderungen vorbereitet ist. Aufgrund eines Bundestagsbeschlusses vom 21. März 2002
sind die zuständigen Ressorts der Bundesregierung gehalten, eine Modernisierungsstrategie zur Erhö-
hung der Effizienz und Leistungsfähigkeit der Wasserdienstleister und des internationalen Engage-
ments der deutschen Wasserwirtschaft zu entwickeln. Vor diesem Hintergrund war es erforderlich, den
bisherigen Strukturwandel in der Wasserver- und Abwasserentsorgung und in den Wirtschaftsberei-
chen Planung, Anlagenbau, Ausrüstung und Anlagenbetrieb zu analysieren, um geeignete Strategien für
die Zukunft ableiten zu können. Daher wurde das ifo Institut vom Bundesministerium für Bildung und
Forschung sowie vom Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie beauftragt, die in den Jahren
1995 bis 2005 stattgefundenen Strukturveränderungen in der deutschen Wasserwirtschaft und Wasser-
industrie zu analysieren und Handlungsempfehlungen für eine positive Beeinflussung der Entwicklung
in diesen Sektoren herzuleiten (vgl. Egerer und Wackerbauer 2006).
Tab. 1 
Struktur der Wasserwirtschaft 













Kanal- und Leitungssanierer 
Mess-, Steuer- und Regeltechnik 
Consultants, Planer, Berater 
Quelle: Zusammenstellung des ifo Instituts. Forschungsergebnisse
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Gelsenwasser. Die Hamburger Wasserwerke lieferten 2,5%
und Eurawasser 0,5% des Trinkwassers in Deutschland (vgl.
Mecke 2000). Durch die stark arbeitsteilige Organisation
(Wasserver- und Abwasserentsorgungsunternehmen, Bau-
unternehmen, Wasserlaboratorien und Forschungsinstitute)
fehlt der deutschen Wasserwirtschaft das einheitliche Auf-
treten auf den internationalen Märkten, weswegen das stän-
dig wachsende Marktsegment der Paketlösungen, auf dem
vor allem Unternehmen aus Frankreich und Großbritannien
dominieren, nur schwer besetzt werden kann (vgl. BMBF
2000). In den letzten Jahren ist daher vor dem Hintergrund
dieser kleinteiligen, überwiegend öffentlichen Versorgung ei-
ne heftige Diskussion über grundlegende Strukturverände-
rungen durch eine flächendeckende Privatisierung der Un-
ternehmen und eine Liberalisierung des Marktes entbrannt.
Angestoßen wurde sie u.a. durch eine Weltbankstudie aus
dem Jahr 1995, in der zwar der hohe technische Standard
der deutschen Wasserversorgung hervorgehoben, jedoch
auch darauf hingewiesen wurde, dass die Trinkwasserprei-
se zu hoch seien und die deutsche Wasserwirtschaft dar-
über hinaus am Weltmarkt zu wenig aktiv sei (vgl. Briscoe
1995). Zusätzliche Impulse erhielt die Diskussion in Deutsch-
land durch zwei umfangreiche Studien über die Auswirkun-
gen von Strukturveränderungen in der Wasserwirtschaft, die
zu gegensätzlichen Schlussfolgerungen gelangten. Nach ei-
ner Untersuchung im Auftrag des Umweltbundesamtes wä-
re eine weitere Privatisierung bzw. Liberalisierung mit erheb-
lichen gesundheits- und umweltpolitischen Bedenken ver-
bunden und brächte darüber hinaus kaum ökonomische
Vorteile in Form sinkender Trinkwasserpreise mit sich (vgl.
Brackemann, Epperlein et al. 2000). Im Gegensatz dazu
empfiehlt ein im Auftrag des Bundeswirtschaftsministeriums
erstelltes Gutachten eine weitgehende Marktöffnung und
verweist dabei besonders auf die zu erwartenden Effizienz-
gewinne und Preissenkungen. Mögliche negative Auswir-
kungen auf die Umwelt und die Trinkwasserqualität seien
nach den Ergebnissen dieser Studie mit entsprechenden
gesetzlichen Vorgaben in den Griff zu bekommen (vgl. Ewers,
Botzenhart et al. 2001). 
Die Liberalisierungsdebatte in Deutschland ist zwischenzeit-
lich einer Diskussion über die Modernisierung der Wasser-
versorgung gewichen. Jedoch enthält auch diese Moderni-
sierungsstrategie Wettbewerbselemente, da sie u.a. die steu-
erliche und rechtliche Gleichstellung der Trinkwasser- und
Abwasserentsorgung, die Einführung eines flächendecken-
den Benchmarkings, die Beauftragung privater Dritter so-
wie Anreize für verstärkte Kooperationen in der Wasser-
wirtschaft beinhaltet (vgl. Auer, Böttcher et al. 2003). Ange-
sichts jüngster Überlegungen der Europäischen Kommissi-
on, im Zuge eines neuen Rechtsrahmens für öffentlich-pri-
vate Partnerschaften eine generelle Ausschreibungspflicht
für Leistungen der Wasserversorgung und Abwasserentsor-
gung zu etablieren, könnte die deutsche Wasserwirtschaft
erneut unter Liberalisierungsdruck geraten. 
Die besonderen ökonomischen Charakteristika der Was-
serversorgung wie auch der Abwasserbeseitigung machen
staatliche Regulierungen bzw. die Simulation von Wettbe-
werb und die Einführung einzelner Wettbewerbselemente er-
forderlich. Da die Wasserversorgung wie auch die Abwas-
serbeseitigung leitungsgebunden sind, haben sie den Cha-
rakter eines natürlichen Monopols, aufgrund dessen sie sich
als wettbewerbsrechtliche Ausnahmebereiche darstellen. Bei
der Trinkwasserversorgung handelt es sich um eine so ge-
nannte pflichtige Selbstverwaltungsaufgabe, die den Gemein-
den nach Art. 28 Abs. 2 Grundgesetz im Rahmen der Da-
seinsvorsorge übertragen wurde. Den Erfordernissen der Da-
seinsvorsorge wurde bei der Neufassung des Gesetzes ge-
gen Wettbewerbsbeschränkung (GWB) vom 26. August 1998
(in Kraft getreten am 1. Januar 1999) insofern Rechnung
getragen, als in § 131 Abs. 8 GWB festgelegt wurde, dass
in Bezug auf die öffentliche Wasserversorgung die §§ 103,
103a und 105 GWB in der originären Fassung vom 20. Feb-
ruar 1990 weiterhin Geltung haben. Die wesentlichen Vor-
schriften des GWB und das Verbot wettbewerbswidrigen
Verhaltens finden damit im Bereich der Wasserwirtschaft kei-
ne Anwendung; Verstöße gegen das allgemeine Kartellver-
bot (§ 1 GWB), das Preisbindungsverbot (§ 15 GWB) und
das Verbot von Ausschließlichkeitsbindungen (§ 18 GWB)
sind legitimiert (vgl. Egerer 2005). In Demarkationsverträgen
dürfen sich Wasserversorgungsunternehmen untereinander
oder mit Gebietskörperschaften zusammen zusichern, kei-
ne Einwohner in dem Gebiet des anderen zu versorgen. In
Konzessionsverträgen sichern Gebietskörperschaften Was-
serversorgungsunternehmen das Recht zu, exklusiv in einem
bestimmten Gebiet die Endverbraucher mit Trinkwasser zu
versorgen. In Preisbindungsverträgen verpflichtet sich ein
Versorgungsunternehmen, seine Abnehmer nicht zu ungüns-
tigeren Preisen oder Bedingungen zu beliefern, als es das
zuliefernde Versorgungsunternehmen seinen Abnehmern ge-
währt und in Verbundverträgen, die sich auf den Aufbau und
die Unterhaltung eines Verbundsystems beziehen, werden
bestimmte Leitungswege ausschließlich einem oder mehre-
ren Unternehmen zur Verfügung gestellt. Demarkationsver-
träge, Konzessionsverträge, Preisbindungsverträge und Ver-
bundverträge sind weiterhin zulässig und bedürfen lediglich
der kartellrechtlichen Genehmigung. Der Anschluss- und Be-
nutzungszwang stellt eine weitere, zentrale rechtliche Säule
der Trinkwasserversorgung und Abwasserentsorgung dar.
Aus ihm resultiert die Verpflichtung der Bürger, sich an die
öffentliche Trinkwasserversorgung (und Abwasserentsor-
gung) des örtlichen Versorgers bzw. Zweckverbandes an-
zuschließen (vgl. Brackemann, Epperlein et al. 2000).
Entwicklung der Wasserversorgung und Abwasser-
entsorgung seit Mitte der neunziger Jahre
Ungeachtet des Primats der Daseinsvorsorge und der wett-
bewerbsrechtlichen Ausnahmetatbestände können sich dieForschungsergebnisse
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für die Aufgaben der Wasserversorgung und Abwasserbe-
seitigung zuständigen Gebietskörperschaften unterschied-
licher Organisations- und Rechtsformen bedienen und auch
private Dritte mit der Durchführung dieser Aufgaben beauf-
tragen. Vor allem hinsichtlich der Organisationsformen in der
Wasserversorgung und Abwasserentsorgung sind für
Deutschland seit Mitte der neunziger Jahre deutliche Struk-
turveränderungen festzustellen. Aus den vormals dominie-
renden kommunalen Regiebetrieben wurden selbständige-
re Organisationsformen: Im Abwasserbereich haben der
Eigenbetrieb und der Zweckverband an Bedeutung gewon-
nen; in der Wasserversorgung dagegen die Eigengesellschaft
(in Gestalt der formalen Privatisierung1) und Public-Private-
Partnership-(PPP-)Modelle. Dabei gab es aber keine we-
sentlichen Veränderungen hinsichtlich des materiellen Pri-
vatisierungsgrades; die kommunalen Strukturen sind wei-
terhin dominierend. In Tabelle 2 werden die entsprechenden
Angaben für die Wasserversorgung in den Jahren 1997,
2002 und 2003 dargestellt. 
Daran ist zu erkennen, dass sich zwischen den Jahren 1997
und 2002 zum einen ein deutlicher Rückgang bei den Ei-
genbetrieben von 23 auf 13% Anteil ergeben hat und dem-
gegenüber ein Zuwachs der gemischt öffentlichrechtlich-
privatrechtlichen Aktiengesellschaften und GmbH von
20 auf 28% bzw. 29% in 2003. Auch bei den öffentlichen
Gesellschaften in Form einer AG oder GmbH ist ein Zu-
wachs von 6 auf 11% in 2002 festzustel-
len. Eigengesellschaften als AG/GmbH blie-
ben relativ konstant bei einem Anteil zwi-
schen 22 und 20%. Die sonstigen privat-
rechtlichen Gesellschaften – nur hierbei han-
delt es sich um »echte« materielle Vollpri-
vatisierungen – lagen dagegen mit 4% und
zuletzt 3,5% weiterhin auf einem sehr nied-
rigen Niveau. Damit ist eine starke Tendenz
weg vom kommunalen Eigenbetrieb hin zu
privatrechtlichen Gesellschaftsformen zu er-
kennen, bei denen allerdings das Betriebs-
eigentum im Besitz der öffentlichen Hand
oder in der Form von öffentlich-privatwirt-
schaftlichen Partnerschaften dominiert. Ech-
te Vollprivatisierungen spielen nach wie vor
nur eine geringe Rolle.
Bei den Organisationsformen in der Abwas-
serbeseitigung verhält es sich etwas anders
(vgl. Tab. 3): Hier zeigt sich ein deutlicher
Trend hin zum Eigenbetrieb von 30% Anteil
in 1997 auf 43% in 2002/2003. Dafür geht die Bedeutung
des Regiebetriebs stark zurück von 44% in 1997 auf 23%
in 2002 mit einem nochmaligen deutlichen Rückgang auf
19,7% in 2003 (jeweils gemessen in angeschlossenen Ein-
wohnern). Einen Bedeutungszuwachs erfährt auch die Or-
ganisationsform des Zweckverbands bzw. Wasserverbands
von 4% in 1997 auf 13% in 2002 bzw. 12,8% in 2003. Die
sonstigen Organisationsformen, die bereits 1997 bei 8% Ein-
wohneranteil lagen, gingen bis 2002 sogar auf 5% zurück,
um in 2003 schließlich wieder einen Anteil von 7,8% zu er-
reichen. Dabei handelte es sich in 2003 bei ca. 3% um kom-
munale Eigengesellschaften in der Form der AG bzw. GmbH
und bei jeweils ca. 2,5% um Betreiber- und Kooperations-
gesellschaften bzw. sonstige privatwirtschaftliche Gesell-
schaften. Nur bei den zuletzt genannten, also bei rund 2,5%
gemessen an den angeschlossenen Einwohnern, handelt
es sich um echte materielle Privatisierungen. 
Amtliche Daten über die Umsatzentwicklung der Wasser-
versorgung und der Abwasserentsorgung können der Um-
satzsteuerstatistik des Statistischen Bundesamtes entnom-
men werden. Allerdings schränkt hier eine steuerrechtliche
Besonderheit die Aussagekraft der amtlichen Statistik ein.
Während nämlich die Wasserversorgung generell dem re-
duzierten Mehrwertsteuersatz unterworfen ist, hängt in der
Abwasserbeseitigung die Steuerpflicht von der Rechtsform
des Unternehmens ab: Entsorgungsunternehmen in priva-
Tab. 2 
Organisationsformen der Träger der Wasserversorgung nach dem 
Anteil am Wasseraufkommen (in %) 
 1997  2002  2003 
Gemischt öffentlich-privatrechtliche AG/GmbH  20  28  29 
Sonstige privatrechtliche Gesellschaften  4  2  3,5 
Eigengesellschaften AG/GmbH  22  21  20 
Zweckverbände 19  17  16 
Wasser- und Bodenverbände  6  6  6 
Öffentliche Gesellschaften AG/GmbH  6  11  10 
Eigenbetriebe 23  13  15 
Regiebetriebe 1  3  0,5 
Quelle: BGW-Wasserstatistik 2002/2003. 
Tab. 3  
Organisationsformen der Träger der Abwasserentsorgung gewichtet 
nach an die Kanalisation angeschlossenen Einwohnern (in %) 
 1997  2002  2003 
Regiebetrieb 44,0  23  19,7 
Eigenbetrieb 30,0  43  42,7 
Anstalt öffentlichen Rechts  14,0  16  17,0 
Zweckverband/ Wasserverband  4,0  13  12,8 
Sonstige 8,0  5  7,8
a)
a) Darunter ca. 3% Eigengesellschaften AG/GmbH, jeweils ca. 2,5% Be-
treiber-Kooperationsgesellschaften bzw. sonstige privatwirtschaftliche Ge-
sellschaften. 
Quelle: DWA/BGW-Umfrage. 
1 Bei der formalen Privatisierung erfolgt eine Umwand-
lung von einer öffentlich-rechtlichen in eine privatwirt-
schaftliche Rechtsform, wobei die öffentliche Hand
Eigentümer des Unternehmens bleibt. Bei der mate-
riellen Privatisierung wird dagegen das vorher öffentli-
che Unternehmen an private Eigentümer veräußert. Forschungsergebnisse
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ter Rechtsform zahlen den vollen Mehrwertsteuersatz, öf-
fentlich-rechtliche Betreiber unterliegen dagegen keiner Um-
satzsteuerpflicht. Dies hat zur Folge, dass nur die Umsät-
ze der privaten Entsorgungsunternehmen in der Umsatz-
steuerstatistik erfasst werden. Daher wird in Abbildung 1
nur die Umsatzentwicklung in der Wasserversorgung dar-
gestellt. 
Danach stieg der Umsatz in der Wasserversorgung von
7,6 Mrd. € in 1996 über 8,0 Mrd. € in 1999 auf zuletzt
9,5 Mrd. € in 2004. Die Zahl der steuerpflichtigen Unter-
nehmen in der Wasserversorgung stieg gleichzeitig von 3714
im Jahr 1996 bis zum Jahr 2004 kontinuierlich auf 4 214
an. Für den Bereich der Abwasserbeseitigung wies die Um-
satzsteuerstatistik für die Jahre 2002–2004 jeweils 1 Mrd. €
Umsatz aus; die Zahl der steuerpflichtigen Unternehmen
stieg hier seit 1996 von 700 auf 775. Der Verband der kom-
munalen Unternehmen VKU, in dem die von der Umsatz-
steuerstatistik nicht erfassten öffentlichen Abwasserentsor-
ger vertreten sind, weist in seiner Verbandsstatistik für das
Jahr 2003 für seine Mitgliedsunternehmen
aus der Abwasserentsorgung einen Umsatz
von 2,1 Mrd. € aus (vgl. VKU 2004). Der sta-
tistisch erfasste Umsatz aller privaten und öf-
fentlichen Abwasserentsorgungsbetriebe in
Deutschland machte in 2003 demnach ins-
gesamt 3,1 Mrd. €. aus. Das gesamte Markt-
volumen der deutschen Wasserver- und Ab-
wasserentsorgung lag damit im Jahr 2003
bei ca. 12 Mrd. €.
Die Zahl der Arbeitsplätze in der Wasser-
wirtschaft kann der Statistik der sozialver-
sicherungspflichtig Beschäftigten nach
Wirtschaftsgruppen der Bundesagentur für
Arbeit entnommen werden. Während in
den Jahren von 1999 bis 2002 die Be-
schäftigtenzahl in der Wasserversorgung
um die 35 000 Personen schwankte, war
ab 2003 ein deutlicher Rückgang festzu-
stellen, auf zunächst rund 34 600 und im
folgenden Jahr 2004 nochmals auf 32 043
(vgl. Abb. 2). Der Bereich der Abwasser-
beseitigung wird in der Statistik der Bun-
desagentur für Arbeit erst seit dem Jahr
2003 getrennt ausgewiesen; bis 2004 er-
folgte hier ein Anstieg der Beschäftigten
von 19 704 auf 21 048. Ob dahinter aber
ein langfristiger Trend auszumachen ist,
kann mangels einer entsprechenden Zeit-
reihe nicht gesagt werden. 
Die Verbandsstatistiken bieten über die amt-
liche Statistik hinaus auch Informationen über
die Investitionstätigkeit der Wasserversor-
gungs- und Abwasserentsorgungsunterneh-
men. In Abbildung 3 sind die entsprechenden Zeitreihen, wie
sie aus der BGW-Wasserstatistik und aus den ATV/DVWK-
BGW Abwasserumfragen gewonnen wurden, dargestellt.
Danach gingen die Investitionen in der öffentlichen Trinkwas-
serversorgung von 2,7 Mrd. € in 1995 zunächst auf rund
2,5 Mrd. € in den Jahren 1998 bis 2000 zurück. In 2001
war ein noch weiterer Rückgang auf 2,3 Mrd. € und da-
nach wieder ein Anstieg bis 2003 auf 2,65 Mrd. € zu ver-
zeichnen. Im letzten Erhebungsjahr 2004 lagen die Investi-
tionen bei 2,45 Mrd. €.
Bei den Investitionen in der Abwasserbeseitigung ist zur Jahr-
tausendwende ein Bruch zu beobachten: Während die In-
vestitionen 1998 und 1999 bei 6,6 Mrd. € lagen und in 2000
noch auf 6,85 Mrd. € anstiegen, gingen sie in 2001 auf rund
5 Mrd. € zurück. Im letzten Erhebungsjahr 2003 lagen sie
bei 5,5 Mrd. €. Für die Jahre davor ist anzunehmen, dass
es bereits zu einer ersten Niveausenkung im Gefolge des
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Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte in der Wasserversorgung
Quelle: Bundesagentur für Arbeit.
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dern kam, für die die Wirtschaftsentwicklung nach der deut-
schen Einheit zunächst überschätzt wurde, was zu einer zu
optimistischen Planung im Bereich der öffentlichen Infra-
struktur führte. Daraufhin kam es aufgrund der Deindustria-
lisierung in Ostdeutschland zu Überkapazitäten in der Ab-
wasserentsorgung. Diesem ersten Investitionseinbruch folg-
te zu Beginn des 21. Jahrhunderts ein zweiter Einbruch
aufgrund der kommunalen Finanzsituation.
Querschnittsbranche »Wasserindustrie«
Während die Wasserversorgung und die Abwasserbeseiti-
gung eindeutig bestimmten Wirtschaftszweigen der amtli-
chen Statistik zuzuordnen sind, ist das für die Wasserin-
dustrie nicht der Fall. Bei dieser handelt es sich um eine
Querschnittsbranche, der Teilbereiche verschiedener Wirt-
schaftszweige angehören, soweit diese Anlagen, Kompo-
nenten und Zubehör für die Wasserversor-
gung und die Abwasserbeseitigung bzw. da-
mit verbundene Dienstleistungen bereitstel-
len. Die entsprechenden Wirtschaftsdaten
sind aus der amtlichen Statistik nicht mehr
ohne weiteres abzuleiten, vielmehr muss die-
se auf Waren und Dienstleistungen, die mit
der Wasserversorgung und Abwasserbesei-
tigung verbunden sind, hin ausgewertet wer-
den. Dies ist bei den einschlägigen Verbands-
statistiken der Fall, auf die im Folgenden zu-
rückgegriffen wird.
Die Bauwirtschaft gehört durch den Brun-
nen-, Wasserwerks- und Rohrleitungsbau
der Querschnittsbranche »Wasserindustrie«
an. Die statistischen Grundlagen beruhen
hier auf Auswertungen der Produktionssta-
tistik des Statistischen Bundesamtes durch
den Zentralverband des deutschen Bau-
gewerbes, also auf einer Verbandsstatistik,
die auf die amtliche Statistik gestützt ist. Da-
nach kam es in den vergangenen zehn Jah-
ren im Brunnen-, Wasserwerks- und Rohr-
leitungsbau zu Beschäftigten- und Umsatz-
einbußen bei annähernd gleich bleibender
Zahl der Betriebe. Letztere erreichte 1999
mit insgesamt 350 einen Tiefpunkt, um bis
2005 wieder auf 392 anzuwachsen. Dabei
entfiel der Großteil von 306 Betrieben
(78,1%) auf Handwerksbetriebe; 86 waren
Industriebetriebe (21,9%). Die Zuwächse
fanden allerdings vor allem im industriellen
Bereich statt, gegenüber 42 Industriebetrie-
ben in 1999 verdoppelte sich die Zahl der
Industriebetriebe bis 2005.
Bei den Umsätzen und den Beschäftigten
war nach 1997 ein deutlicher Einbruch zu verzeichnen. Nach
einem Umsatz von 38,7 Mill. € in 1996 und 37,5 Mill. € in
1997 sank der entsprechende Wert 1998 auf 23,6 Mill. €.
Erst für das Jahr 2004 ist wieder ein deutlicher Anstieg auf
37,6 Mill. € zu verzeichnen, vermutlich aufgrund eines ein-
zelnen Großauftrags. In 2005 ging der Umsatz wieder auf
28,1 Mill. € zurück (vgl. Abb. 4).
Parallel zur Umsatzentwicklung verlief die Entwicklung der
Beschäftigtenzahlen: Während die Branche 1996 noch
6 245 Beschäftigte und für das Jahr 1997 5 586 Beschäf-
tigte zu verzeichnen hatte, davon 57,5 bzw. 60% im Hand-
werk, sank die Beschäftigtenzahl in 1998 auf 3 541. Die-
ser Einbruch ging vor allem auf die Betriebe aus der Bau-
industrie zurück, wo die Beschäftigtenzahl im Brunnen-,
Wasserwerks- und Rohrleitungsbau von 2 241 in 1997
auf 474 in 1998 sank. Dies entsprach einem Rückgang um
fast 80% innerhalb eines Jahres; der industrielle Beschäf-
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tigtenanteil im Brunnen-, Wasserwerks- und Rohrleitungs-
bau lag damit nur noch bei 13,4%. In den Jahren bis 2003
war ein weiterer Beschäftigungsrückgang auf rund 3 000
zu verzeichnen, der allerdings zu Lasten der Handwerks-
betriebe ging, deren Mitarbeiterzahl von 3 067 auf 2 300
sank. Die industriellen Arbeitsplätze wuchsen unter ge-
wissen Schwankungen wieder auf über 700. Im Jahr 2004
ereignete sich aufgrund des erwähnten Sondereinflusses
eine nahezu Verfünffachung der industriellen Arbeitsplätze
auf 3 459. Im darauf folgenden Jahr 2005 sank die Zahl
der industriellen Arbeitsplätze wiederum um fast zwei Drit-
tel auf 1265; die Arbeitsplätze im Handwerk nahmen noch
um 50 auf 2 383 zu (vgl. Abb. 5). 
Insgesamt ist für den Brunnen-, Wasserwerks- und Rohr-
leitungsbau seit Ende der neunziger Jahre eine rückläufi-
ge Umsatz- und Beschäftigungsentwicklung festzuhal-
ten mit Ausnahme des Jahres 2004 mit einem Umsatz-
anstieg um 70% und einer nahezu Verdop-
pelung der Beschäftigtenzahlen. Damit wa-
ren im Jahr 2004 die Kapazitäten wieder
besser ausgelastet, die nach Einschätzung
des Zentralverbands des deutschen Bau-
gewerbes in Spezialbetrieben aufgebaut
worden sind und nicht so ohne weiteres für
andere Bereiche eingesetzt werden kön-
nen. Der hohe Sanierungsbedarf im öffent-
lichen Kanalnetz wurde wegen der Finanz-
not der Kommunen nicht in entsprechen-
de Aufträge umgesetzt. Am aktuellen Rand
des Jahres 2005 zeichnet sich wieder ei-
ne Trendumkehr ab. Allerdings sind die
Möglichkeiten für Auslandsaktivitäten ge-
ring, da der Brunnen- und Rohrleitungsbau
in jedem Land überwiegend aus lokalen




Die Daten über den Anlagen- und Kom-
ponentenbau im Bereich der Wasser- und
Abwassertechnik als Teilsegment der Was-
serindustrie stammen aus der Verbands-
statistik des Verbandes Deutscher Maschi-
nen- und Anlagenbau VDMA, der wie die
Statistik des ZDB auf der amtlichen Pro-
duktionsstatistik basiert. Daten über die
Mitarbeiterzahl sind jedoch nicht verfüg-
bar. Die Gesamtzahl der Beschäftigten in
diesem Segment wird vom VDMA für 2003
auf 7 000 geschätzt. Nachdem die Um-
sätze der Unternehmen nach Berechnun-
gen des Verbandes deutscher Maschinen-
und Anlagenbau (VDMA) in 1998 und 1999
bei über 1 Mrd. € lagen, gingen sie bis zum
Jahr 2002 auf 750 Mill. € zurück. In 2003 wurde wieder
ein höherer Umsatz von 850 Mill. € erzielt, und für das
Jahr 2004 wird der Gesamtumsatz in der Wasser- und
Abwassertechnik auf 900 Mill. € geschätzt (vgl. Abb. 6). 
Die Auslandsumsätze der Unternehmen stiegen im ge-
nannten Zeitraum von 270 Mill. € in 1998 auf 410 Mill. €
in 2002 kontinuierlich an, gingen in 2003 aber wieder auf
370 Mill. € zurück. Für 2004 wird der Auslandsumsatz
auf 400 Mill. € geschätzt. Die Exportquote ist damit von
knapp 26% in 1998 auf 55% in 2002 bzw. 43% in 2003
angestiegen. Trotz des leichten Rückgangs näherte sich
die deutsche Wasser- und Abwassertechnik den Welt-
marktführern aus den USA deutlich an, da der Export der
US-amerikanischen Firmen gegenüber einem Höchststand
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Deutschland lag im Jahr 2003 bei den Gesamtausfuhren
von Anlagen und Komponenten für die Wasser- und Abwas-
sertechnik mit einem Anteil von 16,5% auf dem zweiten Platz
nach den USA mit 20,3%. Drittstärkste Exportnation im Be-
reich Wasser- und Abwassertechnik war Kanada mit Aus-
landsumsätzen in Höhe von knapp 259 Mill. € in 2002, die
in 2003 jedoch deutlich auf 209 Mill. € sanken. An vierter
Stelle folgte lange Zeit Frankreich, das allerdings in 2003
mit 163 Mill. € Auslandsumsatz von Italien mit 194 Mill. €
überflügelt wurde. Großbritannien liegt seit 2000 an sechs-
ter Stelle (vgl. Abb. 7). Zusammen erzielten die Anbieter
aus diesen sechs Ländern in 2003 ein Umsatzvolumen von
2,27 Mrd. €.
Die Exporterfolge der deutschen Wassertechnik sind vor
dem Hintergrund einer deutlich mittelständisch geprägten
Unternehmensstruktur zu sehen: Im Durchschnitt beschäf-
tigen Ausrüster und Hersteller von Wasseraufbereitungs-
und Abwasserbehandlungsanlagen 50 Mitarbeiter (vgl. Ober-
häuser und Notker 2004a). Die mittelständi-
schen Anbieter haben sich in Marktnischen
etabliert, die vor allem im Auslandsgeschäft
Erfolg versprechend sind. Die Errichtung
wassertechnischer Systeme besteht in je-
dem Land der Welt zu einem großen Teil aus
lokaler Leistung, dem »local content«. Das
sind einfache, vor Ort verfügbare Technolo-
gien wie Betonbau, Stahlbautechnik sowie
Behälter- und Rohrleitungsbau bei Kläranla-
gen und industrieller Reinigung. Die zusätz-
lich benötigte spezielle Ausrüstung wie Trenn-
technik, Pump- und Dosiertechnik, Mess-
und Regeltechnik sowie das verfahrenstech-
nische Know-how kann aber nicht jedes
Land selbst entwickeln. In diesen Bereichen
nehmen die deutschen Unternehmen die
technologische Führerschaft ein (vgl. Ober-
häuser und Notker 2004b).
Marktbereinigungsprozess bei den
Consultants der Wasserwirtschaft
Neben den Versorgungs- und Entsorgungs-
unternehmen, den in der Wasserwirtschaft
tätigen Bauunternehmen und den Indus-
trieunternehmen sind auch eine Reihe von
Dienstleistungsunternehmen in der Wasser-
wirtschaft aktiv, insbesondere Consultants,
Planer und Berater, bei denen es sich über-
wiegend um Ingenieurbüros handelt. Quan-
titative Anhaltspunkte liefert hier die Ver-
bandsstatistik des Verbandes unabhängig
beratender Ingenieure und Consultants
VUBIC. Allerdings beginnt diese Verbands-
statistik erst im Jahr 2002, da im Jahr 2000
zwei Verbände fusionierten, nämlich der In-
genieurverband Wasser- und Abwasserwirt-
schaft und der Verband unabhängig bera-
tender Ingenieurfirmen VUBI. Dies führte zu einem Umsatz-
sprung in der Verbandsstatistik, der eine Vergleichbarkeit mit
den älteren Daten nicht mehr zulässt, zumal vor dem Zu-
sammenschluss der Umsatz in der Wasserwirtschaft nicht
getrennt ausgewiesen wurde.
Von etwa 1 200 Ingenieurbüros in Deutschland, die aus-
schließlich oder überwiegend im Bereich der Wasserwirt-
schaft tätig sind, waren im Jahr 2004 rund 350 im VUBIC
organisiert (vgl. VUBIC 2004). In den drei Erhebungsjahren
von 2002 bis 2004 sank der Gesamtumsatz der VUBIC-Mit-
glieder von 2,96 Mrd. € über 2,48 Mrd. € auf zuletzt
1,78 Mrd. €. Der im Bereich Wasserwirtschaft erzielte Um-
satz ging von rund 1 Mrd. € in 2002 auf 842 Mill. € in 2003
und 659 Mill. € in 2004 zurück (vgl. Abb. 8). Der Anteil des
Geschäftsfeldes Wasserwirtschaft am Gesamtumsatz lag
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den bis dahin wichtigsten Bereich Verkehr mit 27% auf den
zweiten Platz (vgl. EUWID 2005a). 
Den Grund für die schlechte Auftragslage bei den Ingenieur-
büros sieht der Verband in der mangelnden Baunachfrage,
insbesondere seitens der öffentlichen Hand, trotz eines ho-
hen Bedarfs an Erhaltungsinvestitionen sowohl bei der Was-
ser- wie auch bei der Verkehrsinfrastruktur (vgl. EUWID
2005b). Seitens des VUBIC wird vermutet, dass die Ein-
nahmen aus Kanalbenutzungsgebühren von den Kommu-
nen zweckentfremdet und anderweitig verausgabt werden
(vgl. VUBIC 2003).
Bei den Ingenieurbüros der Wasserwirtschaft handelt es
sich überwiegend um kleinere bis mittelgroße Unterneh-
men, die entsprechend den kommunalen Zuständigkeiten
regional aufgestellt sind. Der Schwerpunkt liegt bei Büros
mit etwa 20 Mitarbeitern (vgl. VUBIC 2003). Die Gesamt-
zahl der Mitarbeiter kann nur grob abgeschätzt werden:
Während im VUBIC Jahresbericht für 2003 insgesamt
24 000 Mitarbeiter in den Mitgliedsbetrieben angegeben
sind, wird im Jahresbericht für 2004 nur noch eine Mitar-
beiterzahl von 16 000 genannt. Offensichtlich handelt es
sich dabei um sehr grobe Schätzungen. Dies hängt auch
mit der stark schwankenden Zahl von Mitgliedsunterneh-
men zusammen, die z.B. für 2003 mit 400 angegeben wird
und für 2004 mit 350. Die Zahl von Beschäftigten im Ge-
schäftsbereich Wasserwirtschaft ist ohnehin unbekannt.
Nimmt man an, dass entsprechend den Umsatzanteilen
jeweils rund ein Drittel der Mitarbeiter der VUBIC-Mitglieds-
unternehmen im Bereich Wasserwirtschaft tätig war, so wä-
ren dies ca. 8 000 Beschäftigte in 2003 und etwa 5 000 in
2004. Insgesamt wird seitens des VUBIC davon ausgegan-
gen, dass es seit 1995 zu einem Personalabbau bei den
unabhängigen Ingenieurbüros und -gesellschaften um rund
40% gekommen ist.
Entwicklungsperspektiven der deutschen 
Wasserwirtschaft
Der erfassbare Gesamtumsatz der Wasserwirtschaft sum-
miert sich für alle beschriebenen Bereiche zusammen auf
rund 14 Mrd. € (2003). Zur Einschätzung der Größenord-
nung mag der Vergleich mit einem der weltweit führenden
Wasserdienstleister, Veolia, dienen, der für 2003 einen Kon-
zernumsatz von 28,4 Mrd. € auswies. Das Marktvolumen
in Deutschland ist also nur halb so hoch wie der Umsatz ei-
nes globalen Branchenführers. Die Beschäftigtenzahl in der
Wasserwirtschaft liegt für die Jahre 2003 und 2004 in der
Größenordnung von 70 000 Personen. In der Gesamtten-
denz ergab sich seit Mitte der neunziger Jahre eine mode-
rate Aufwärtsentwicklung der Umsätze der Ver- und Entsor-
gungsunternehmen bei stagnierender Investitionstätigkeit
und rückläufigen Beschäftigtenzahlen. Die Bereiche Brun-
nen- und Rohrleitungsbau sowie Consultants entwickelten
sich seit Mitte der neunziger Jahre dagegen eher rückläu-
fig. Im internationalen Maßstab ist die deutsche Wasserwirt-
schaft vor allem im Bereich der Anlagen und Komponenten
wettbewerbsfähig; als Betreiber von Wasserversorgungs-
und Abwasserentsorgungssystemen war der Vorsprung der
Weltmarktführer aus Frankreich und Großbritannien bislang
jedoch bei weitem nicht aufzuholen. 
Die zukünftigen Entwicklungsperspektiven der deutschen
Wasserwirtschaft werden durch Marktsättigung im Inland
und mangelnde Wettbewerbsfähigkeit im Ausland ein-
geschränkt. Der absehbare Investitionsbedarf im Inland
beschränkt sich weitgehend auf Ersatz- und Erhaltungs-
investitionen. Die in anderen europäischen und außereu-
ropäischen Ländern noch anstehende Ausbauphase ist
in Deutschland weitgehend abgeschlossen; die Kern-
aufgabe besteht hier in der Konsolidierung und ständigen
Erneuerung der Systeme durch Reinvestitionen und Mo-
dernisierungsmaßnahmen (vgl. Rudolph 2001). In Wachs-
tumsregionen wie in Osteuropa oder im asiatisch-pazifi-
schen Raum eröffnen sich grundsätzlich hohe Marktpo-
tentiale, jedoch gehen die deutschen Strukturen, bei de-
nen die wasserwirtschaftliche Kompetenz auf der kom-
munalen Ebene angesiedelt ist, deutlich zu Lasten der
internationalen Wettbewerbsfähigkeit. Ein Vorteil der
Strukturen in der deutschen Wasserversorgung beruht
darauf, dass die starke kommunale Verankerung ein ho-
hes Maß an politischer Beteiligung und eine starke Ak-
zeptanz in der Bevölkerung sicherstellt. Aufgrund der star-
ken funktionalen und organisatorischen Fragmentierung
ist der Einfluss der deutschen Wasserwirtschaft auf die
Entscheidungsprozesse in der Europäischen Union je-
doch nur gering. 
Auf dem globalen Wassermarkt dominieren die französi-
schen Konzerne Suez Environnement und Veolia, die 2004
jeweils an die 115 Mill. Kunden mit Wasser- und Abwasser-
dienstleistungen versorgten. An dritter Stelle folgt mit Tha-
mes Water ein britisches Unternehmen, das von der Kun-
denzahl mit insgesamt 45 Millionen im Vergleich zu den
Marktführern allerdings bei weniger als der Hälfte liegt.2 Die
spanische Agbar bleibt mit 30 Mill. Kunden deutlich hinter
den drei größten Unternehmen zurück; danach folgen wie-
derum französische, britische und US-Unternehmen. Erst
an neunter bzw. zehnter Stelle auf dem Weltmarkt standen
die deutschen Unternehmen Berlinwasser und Gelsenwas-
ser mit 7,5 Mill. bzw. 7 Mill. Kunden und an zwölfter Stelle
Remondis Aqua mit 4 Mill. Kunden (vgl. Tab. 4).
2 Die deutsche RWE-Gruppe stieß mit der Übernahme von Thames Water
in 2001 in die vorderste Gruppe der Global Player auf dem Wassermarkt
vor; verkaufte den britischen Wasserversorger aber Ende des Jahres 2006
wieder an Kemble Water Limited, ein Konsortium, das vom australischen
Macquarie’s European Infrastructure Funds angeführt wird (vgl. EUWID
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Die Entwicklungshemmnisse der deutschen Wasserwirt-
schaft auf den internationalen Märkten für Wasserdienst-
leistungen beruhen vor allem auf der Kleinteiligkeit und der
dezentralen, kommunalwirtschaftlich geprägten Struktur der
deutschen Wasserwirtschaft. Die typischen deutschen An-
lagenbauer erreichen entweder nicht die kritische Größe für
einen Global Player oder ihnen fehlen die erforderlichen Re-
ferenzen als Betreiber von Wasserversorgungssystemen.
Den deutschen Wasserversorgungs- und Abwasserbesei-
tigungsbetrieben fehlt wiederum die Finanzkraft, um den
Weltmarktführern Konkurrenz zu machen. Zwar wird die-
ser Nachteil durch eine weltweit führende Rolle der deut-
schen Produzenten von Anlagen und Komponenten der
Wasser- und Abwassertechnik teilweise kompensiert, je-
doch sind die technologieorientierten mittelständischen Un-
ternehmen der Wasser- und Abwassertechnik keine Glo-
bal Player, die dem Endkunden Wasser verkaufen, das Ab-
wasser reinigen und gleichzeitig alle damit zusammenhän-
genden Dienstleistungen anbieten. Deutschland ist dage-
gen als dezentral organisiertes Land mit einer dezentralen
Wasserversorgungsstruktur führend bei dezentralen Was-
sersystemen und der innerbetrieblichen Reinigung (vgl.
Oberhäuser 2004b). 
Wettbewerbsstrategien
Als Ansatzpunkt zur Verbesserung der Wettbewerbsfähig-
keit der deutschen Wasserwirtschaft werden in der Litera-
tur häufig Effizienzsteigerungen durch die Einführung von
Wettbewerbselementen genannt. In der relevanten Literatur
wird oftmals behauptet, dass öffentliche, kommunale Ver-
und Entsorger eine relative Ineffizienz im Vergleich zu pri-
vatwirtschaftlichen Unternehmen aufweisen (vgl. Heymann
2000; Ewers et al. 2001; Stuchtey 2002; Rothenberger
2003). Um auf den globalen Märkten erfolgreich sein zu kön-
nen, wäre danach eine Umstrukturierung von
öffentlich-rechtlichen hin zu privatwirtschaft-
lichen Strukturen mit mehr Wettbewerb er-
forderlich. Bei leitungsgebundenen Dienst-
leistungen bietet sich als Alternative zum
Wettbewerb im Markt der Wettbewerb um
den Markt an. Daneben werden auch Mo-
dernisierungsstrategien propagiert, die zwar
die Simulation von Wettbewerb ermöglichen,
die bestehenden institutionellen Strukturen
jedoch weitgehend unangetastet lassen.
Wettbewerb im Markt
Wettbewerb im Markt bezeichnet allgemein
Maßnahmen zur Öffnung der Gebietsmono-
pole. Behindert wird diese Form des Wett-
bewerbs derzeit durch den Anschluss- und
Benutzungszwang und die Anwendungs-
möglichkeit des § 103 GWB. Erst die Aufhebung dieser Re-
gelungen kann Wettbewerb im Markt ermöglichen. Folgen-
de Ansätze eines Wettbewerbes im Markt wären bei einer
Aufhebung der genannten Vorschriften möglich (vgl. Hey-
mann 2000; Ewers et al. 2001; PriceWaterhouseCoopers
2001):
– Freier Leitungsbau: Bei dieser Variante der Marktöffnung
wird das Marktgebiet eines regionalen Monopolisten
durch den Bau paralleler Rohrleitungen eines zweiten An-
bieters für den Wettbewerb geöffnet.
– Durchleitung durch fremde Netze: Nach der aktuellen
Rechtslage steht die Benutzung des Rohrleitungssys-
tems eines Versorgungsgebietes lediglich dem ortsan-
sässigen Versorger selbst zu. Bei dieser Liberalisierungs-
form müssen Versorgungsunternehmen gegen eine fai-
re Gebühr Anbietern aus anderen Gebieten den Netzzu-
gang ermöglichen.
– Einschaltung von Wasserhändlern: Die Idee dieses Ver-
fahrens liegt darin, Händler zwischen Endverbraucher und
ortsansässigem Versorgungsunternehmen zu schalten.
Der Endverbraucher bezieht sein Trinkwasser zwar wei-
terhin aus dem Netz des örtlichen Versorgers, den Ver-
trag über die Höhe des Wasserpreises und andere De-
tails schließt er jedoch mit einem Zwischenhändler ab. Es
kommt damit zu Wettbewerb im Bereich der Zwischen-
händler. Besonders interessant ist diese Zwischenhänd-
lerfunktion für Multi-Utility-Unternehmen, die Kunden zu-
sätzlich mit anderen Produkten wie z.B. Strom oder Gas
versorgen und dadurch Verbundvorteile erzielen können.
Darüber hinaus wird diskutiert, dieses System mit dem
Verfahren der Durchleitung durch fremde Netze zu kom-
binieren. Einem Zwischenhändler stünde dann frei, von
welchem Versorger er sein Wasser bezieht.
In der Praxis sind die Möglichkeiten des Wettbewerbs
im Markt allerdings weitgehend begrenzt. So ist die Pa-
Tab. 4 









Suez Environnement, F  92,0  62,0  115,0 
Veolia, F  87,5  43,5  113,0 
Thames Water, GB  28,0  17,8  45,0 
Agbar, Spanien  27,4  13,9  30,0 
Saur, F  25,6  9,5  27,0 
Severn Trent, GB  11,3  15,6  18,0 
Azurix, USA  8,3  7,9  10,0 
Anglian Water, GB  6,6  8,1  8,0 
Berlinwasser, D  4,0  5,5  7,5 
Gelsenwasser, D  6,0  3,0  7,0 
Biwater, GB  3,0  6,0  5,5 
Remondis Aqua, D  0,2  4,0  4,0 
Quelle: Prof. Dr. K.-U. Rudolph GmbH. Forschungsergebnisse
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rallelverlegung von Versorgungs- und Entsorgungsnet-
zen aufgrund der hohen Fixkosten nicht rentabel und stellt
eine echte Marktzutrittsbarriere dar. Die Durchleitung
durch fremde Netze wird erschwert aufgrund der Tatsa-
che, dass Trinkwasser in unterschiedlichen Qualitäten be-
reitgestellt wird und es sich um kein homogenes Gut,
wie z.B. beim Strom handelt, bei dessen Bereitstellung
der Netzbetrieb durch einen Monopolisten von der Ein-
speisung durch konkurrierende Unternehmen getrennt
werden kann. Die Durchleitung von Trinkwasser konkur-
rierender Anbieter durch das Trinkwasserversorgungs-
netz ist wesentlich problematischer, da eine Durchmi-
schung verschiedener Qualitäten hingenommen werden
müsste. Netzbetrieb und Trinkwasserproduktion sind da-
her kaum voneinander zu trennen. Damit scheidet auch
die Möglichkeit der Einschaltung von Wasserhändlern
aus. Ähnliches gilt für die Abwasserkanäle, deren Trans-
portweiten aufgrund hygienischer Anforderungen be-
grenzt sind.
Wettbewerb um den Markt
Bei Wettbewerb um den Markt bleiben die Gebietsmono-
pole erhalten. Die Zielsetzung besteht hier vielmehr dar-
in, durch eine zeitlich befristete Ausschreibung Wettbe-
werb um die einzelnen, abgegrenzten Gebiete zu entfa-
chen. Dies ist zwar nach der aktuellen Rechtslage be-
reits möglich, jedoch nicht gesetzlich verpflichtend (vgl.
Kluge und Lux 2002). Deshalb wurde vorgeschlagen,
Kommunen per Bundesgesetz zur Ausschreibung zu
zwingen, falls durch eine Wirtschaftlichkeitsprüfung ge-
zeigt werden kann, dass die öffentliche Versorgung inef-
fizient erfolgt, die Kommune dauerhaft staatliche Förder-
mittel in Anspruch nimmt oder Quersubventionierung zu
Gunsten der Trinkwasserversorgung innerhalb der Stadt-
bzw. Gemeindewerke betreibt (vgl. Ewers et al. 2001;
Salzwedel 2001a; 2001b). Die Gemeinde legt bei der Aus-
schreibung wichtige Zielparameter, wie beispielsweise
Trinkwasserpreise und -qualität, fest und überlässt dem
günstigsten Anbieter die unternehmerische Tätigkeit. Zu-
sätzliche Anforderungsmerkmale, wie die Höhe der Was-
serentnahme, die Investitionshöhe oder die Anzahl der
Mitarbeiter, können ebenfalls vertraglich vorgegeben wer-
den. Um tatsächlich Wettbewerb zu etablieren und inef-
fiziente Willkürlichkeiten bei der Gebietsvergabe zu ver-
hindern, wären gesetzliche Regelungen festzulegen, die
einen Rahmen für die Durchführung der Ausschreibung
vorgeben, falls sich eine Gemeinde dafür entscheidet bzw.
entscheiden muss (vgl. Ewers et al 2001). Die entschei-
denden Wettbewerbselemente wären somit der Aus-
schreibungswettbewerb, das daraus resultierende güns-
tigste Angebot sowie die zeitliche Vertragsbefristung. Die
tatsächliche Wettbewerbsintensität ist bei diesem Ansatz
von der Häufigkeit der Ausschreibung und der Vertrags-
gestaltung abhängig (vgl. Heymann 2000). 
Modernisierungsstrategien 
Moderatere Varianten der Verbesserung der Wettbewerbs-
fähigkeit der Wasserwirtschaft unter Beibehaltung des ak-
tuellen Ordnungsrahmens werden in jüngster Zeit unter dem
Begriff der »Modernisierung der Wasserwirtschaft« subsu-
miert. Dabei handelt es sich im Wesentlichen um die fol-
genden Ansatzpunkte (vgl. Egerer 2005):
– Ausbau von Kooperationen: Kooperationen zwischen
Wasserdienstleistern werden als ein wesentliches Ele-
ment zur Nutzung von Synergieeffekten erachtet. Von
einer Kooperation erhofft man sich, durch die gemein-
same Erledigung von Aufgaben Kosteneinsparungspo-
tentiale zu nutzen, Versorgungsstrukturen zu stärken, die
Versorgungssicherheit zu erhöhen und eine höhere Aus-
lastung der Anlagen zu erreichen, um sich gegen eine flä-
chendeckende Übernahme durch ausländische Groß-
konzerne wehren zu können. Für eine Kooperation bie-
ten sich jene Bereiche der Wertschöpfungskette an, die
in gleicher Weise in unterschiedlichen Wasserversor-
gungsunternehmen anfallen. Denkbar ist beispielsweise
ein gemeinsames Beschaffungswesen, das gemeinsa-
me Anbieten von Dienst- und Sachleistungen an Dritte
oder die kollektive Vorhaltung von fachspezifischem
Know-how (vgl. Mehlhorn und Weiß 1999). 
– Outsourcing einzelner Unternehmensbereiche: Outsour-
cing bezeichnet in diesem Kontext die Beauftragung pri-
vater Dienstleistungs- und Bauunternehmen zur Durch-
führung klar definierter Aufgaben. Dies kann, bedingt
durch fehlende unternehmensinterne Qualifikationen,
mangelndes Arbeitsvolumen oder deutlich höhere Kos-
ten im Vergleich zu externen Anbietern, Effizienzvorteile
bewirken (vgl. Hirner 1999). Besonders die Vorbereitung
und Durchführung von Erweiterungs- und Instandhal-
tungsmaßnahmen eignen sich zur Auslagerung an Fremd-
firmen (vgl. Rathmann 1998). Umfangreiche Baumaßnah-
men wurden dementsprechend schon bisher in den meis-
ten Fällen an externe Unternehmen ausgelagert (vgl. Hir-
ner 1999). Aus Expertengesprächen wurde deutlich, dass
die deutschen Ver- und Entsorgungsunternehmen be-
reits in großem Umfang in der Wasserwirtschaft erforder-
lichen Aufgaben und Aktivitäten outgesourct haben. Auf
der anderen Seite gehen die Infrastrukturanbieter der
Wasserwirtschaft aber auch immer mehr dazu über, was-
serbezogene Dienstleistungen für Dritte, z.B. kleinere
Kommunen, anzubieten.
– Zusammenführung von Wasserver- und Abwasserent-
sorgung: Die Durchführung beider Aufgaben durch ge-
trennte Unternehmen ist in Deutschland vor allem auf
die rechtlichen Rahmenbedingungen der Wasserwirt-
schaft zurückzuführen. Während die Wasserversorgung,
unabhängig von der Wahl der Rechtsform des Versor-
gungsunternehmens, eine steuerpflichtige Tätigkeit dar-
stellt, wird die Abwasserentsorgung zu den hoheitlichenForschungsergebnisse
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Aufgaben gerechnet, die im Falle einer Erbringung durch
eine Körperschaft des öffentlichen Rechts nicht der Steu-
erpflicht unterliegt. Wird die Abwasserentsorgung hin-
gegen in privater Rechtsform betrieben, fallen Umsatz-,
Vermögen- und Ertragsteuer an. Eine Privatisierung der
Abwasserentsorgung ist daher oftmals allein aus steu-
erlichen Gründen unrentabel und verhindert die Zusam-
menführung von Wasserversorgung und Abwasserent-
sorgung zu einem privatrechtlichen Unternehmen (vgl.
Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen 2000).
Durch eine steuerliche Angleichung hofft man vertikale
Unternehmenszusammenschlüsse zu erleichtern, um die
Effizienz der Versorgung zu erhöhen. Dies soll auch für
kommunale Unternehmen die Möglichkeit schaffen, am
Weltmarkt zu agieren (vgl. Mehlhorn 2001b). 
– Benchmarking: Herrscht über die generellen Vorteile eines
Benchmarkings bei den beteiligten Akteuren noch weitge-
hend Einigkeit, so ist die Frage der Freiwilligkeit der Teil-
nahme der Wasserversorgungsunternehmen in der der-
zeitigen Diskussion um eine Modernisierung der Wasser-
wirtschaft doch heftig umstritten. Besonders die Unter-
nehmensverbände wehren sich gegen ein verpflichtendes
Benchmarking und verweisen auf die Notwendigkeit der
Geheimhaltung sensibler Unternehmensdaten (vgl. BGW
2001c; Bongert 2002; 2003). Andererseits wird von ver-
schiedenen Seiten ein freiwilliges Benchmarking als Ab-
wehrstrategie gegen Liberalisierungsbestrebungen und
nur ein obligatorisches Benchmarking als wirkungsvolles
Instrument der Modernisierung anerkannt. 
– Relativierung des Örtlichkeitsprinzips: Das kommunale
Örtlichkeitsprinzip, das in der jeweiligen Gemeindeord-
nung festgelegt ist, beschränkt die Möglichkeiten kom-
munaler Unternehmen, außerhalb der eigenen Versor-
gungsgrenzen zu agieren. Diese Beschränkung entfällt
jedoch, wenn private Unternehmen die Wasserversor-
gung übernehmen. Eine Lockerung des Örtlichkeitsprin-
zips könnte dazu führen, dass mehr Unternehmen am
Markt aktiv werden und sich damit die Wettbewerbsin-
tensität und die Effizienz erhöhen (vgl. Bongert 2002).
– Förderung von PPP-Modellen durch Hemmnisabbau und
Verfahrenserleichterungen: Mit dem im Spätsommer 2005
verabschiedeten PPP-Beschleunigungsgesetz wurden
die gesetzlichen Rahmenbedingungen bereits korrigiert
und durch die beabsichtigte Novellierung des Gesetzes
sollen weitere Hemmnisse abgebaut werden, insbeson-
dere die Beseitigung von Diskriminierung von PPP, z.B.
im Investmentgesetz. Darüber hinaus sollen neue gesetz-
liche Bestimmungen sichern, dass insbesondere auch
der Mittelstand von Public Private Partnership profitieren
kann (vgl. EUWID 2005c).
Fazit
Die angestrebte Modernisierungsstrategie mit den beab-
sichtigten Ansätzen zur Effizienzsteigerung ermöglicht die
behutsame Einführung von Wettbewerbselementen in der
deutschen Wasserwirtschaft, ohne die vorhandenen Struk-
turen grundsätzlich in Frage zu stellen. Besonders wichtig
ist dabei die verstärkte Bildung von Kooperationen bzw.
die Bildung größerer Einheiten, soweit möglich auch in Ge-
stalt von Public-Private-Partnership-Modellen. Hinderlich ist
in diesem Zusammenhang jedoch die Zementierung steu-
erlicher Privilegien für öffentliche Entsorger sowie die erkenn-
bare Tendenz zur Abschottung kommunaler Strukturen. Das
Örtlichkeitsprinzip ist im Hinblick auf verbesserte Möglich-
keiten überregionaler und auch internationaler Aktivitäten
kommunaler Ver- und Entsorgungsunternehmen auf den
Prüfstand zu stellen, und der Ausschreibungswettbewerb
sollte intensiviert werden. Wie in im Rahmen der Studie
durchgeführten Expertengesprächen mehrmals hervorge-
hoben wurde, wäre im Hinblick auf die internationalen Märk-
te von politischer Seite mehr Unterstützung wünschenswert,
was die Einwirkung auf mittelstandsfeindliche Praktiken, z.B.
bei Ausschreibungsverfahren, die Mitwirkung in internatio-
nalen Gremien und Institutionen der Wasserwirtschaft oder
die Wahrnehmung einer Türöffnerfunktion für die deutsche
Wasserwirtschaft im Ausland betrifft.
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